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Rechtsanwältin
Dr. Anja Birkenkämper

von Kapellmann
und Partner

Quelle: Kapellmann

Baurecht. Ein Bauvertrag kann wegen
zerstörtem Vertrauensverhältnis auch dann
gekündigt werden, wenn es nicht nur eine
besonders schwere Vertragspflichtverletzung
gibt, sondern viele leichte.

OLG Dresden, Urteil vom 17. November 2020,
Az. 6 U 349/20

Viele kleine Pflichtverletzungen
berechtigen zur Kündigung
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DER FALL

Ende 2005 schlossen die Parteien zwei
Bauaufträge und bezogen die VOB/B ein.
Wegen Bauablaufstörungen kam es in der
Bauabwicklung zu Differenzen, und man
vereinbarte, eine Taskforce einzusetzen.
Auf einen Vergleich konnten sich die Par-
teien aber nicht einigen. Am 22. Februar
2007 rügte der Auftraggeber verschiedene
Vertragsverletzungen und forderte vom
Auftragnehmer derenBeseitigung bis zum
6. März 2007, zugleich drohte er, den
Vertrag zu kündigen. Einen Tag später
stellte er aber klar, dass er dennoch an der
Erfüllung des bisherigen Vertragsinhalts
festhalte. Der Auftragnehmer wiederum

stellte am 7. März 2007 in insgesamt
24 Schreiben Forderungen an den Auf-
traggeber, u.a. sollte er die vollständige
Ausführungsplanung vorlegen. Am Folge-
tag kündigte der Auftraggeber beide Bau-
verträge aus wichtigem Grund und
begründete das mit einer unterbliebenen
Fortschreibung des Detailterminplans,
einer verzögerten Betoninstandsetzung,
einer unzureichenden Baustellenbeset-
zung sowie der Zerstörung des Vertrau-
ensverhältnisses wegen einer fortgesetz-
ten Vertragsuntreue des Auftragnehmers.
Der Auftraggeber klagte auf Erstattung
von Ersatzvornahmekosten.
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DIE FOLGEN

Das LG wies die Klage des Auftraggebers
ab, die Berufung aber hatte Erfolg. Nach
Ansicht des OLG wurden die Bauverträge
aufgrund des zerstörten Vertrauensver-
hältnisses wirksam außerordentlich ge-
mäß § 8 Nr. 3 VOB/B gekündigt. Auf der
Grundlage eines erheblich gestörten Bau-
ablaufs und der hier eingesetzten Task-
force kann auch eine Folge von Vertrags-

pflichtverletzungen von geringerem Ge-
wicht geeignet sein, ein erheblich vorbe-
lastetes Vertrauensverhältnis endgültig zu
zerstören. Der Auftragnehmer hat weder
zu einer gesteigerten Kooperation noch zu
einer Beschleunigung des Bauvorhabens
beigetragen, sondern im Gegenteil eine
Blockadehaltung eingenommen, urteilte
das Gericht.
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WAS IST ZU TUN?

Auch viele leichte Vertragspflichtverlet-
zungen können zur außerordentlichen
Kündigung eines Bauvertrags führen,
wenn eine konstruktive Zusammenarbeit
des Vertragspartners nicht mehr erkenn-
bar ist. Die Frage, welche geringfügigen
Pflichtverletzungen für eine solche
Gesamtabwägung innerhalb welchen
Zeitrahmens herangezogen werden kön-
nen,muss dabei die kündigende Partei für

sich beantworten. Das gilt auch für die
Frage, wann der angemessene Zeitpunkt
für eine Kündigung ist. Sie sollte nach der
letzten Pflichtverletzung erklärt werden,
die die Schwelle zur Zerstörung des Ver-
trauens gelegt hat. Es ist daher unerläss-
lich, die Gesamtfolge der fortgesetzten
Pflichtverletzungen ausführlich zu doku-
mentieren. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Gerrit Krupp

von Lenz und Johlen
Quelle: Lenz und Johlen

Öffentliches Recht. Die Erweiterung eines
Einzelhandelsbetriebs, der sich in
angemessenem Abstand zu einem
Störfallbetrieb befindet, kann zulässig sein.

OVG NRW, Urteil vom 25. November 2020,
Az. 7 A 3893/19

Ladenvergrößerung ist trotz
Nähe zu Störfallbetrieb möglich
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DER FALL

Probleme der Bauleitplanung und Vorha-
bengenehmigung im Umfeld von Störfall-
betrieben haben große Praxisrelevanz in
betroffenen Gemeinden. Geprägt wird
dieser Bereich durch die europäische
Seveso-III-Richtlinie und das zu ihrer
Umsetzung geschaffene nationale Recht.
Eine Gemeinde hatte angesichts zahlrei-
cher örtlicher Störfallbetriebe ein städte-
bauliches Entwicklungskonzept zum Um-

gangmit diesen aufgestellt. Unter Verweis
hierauf hat sie einen Bauvorbescheid für
die Erweiterung der Verkaufsfläche eines
Lebensmitteldiscounters, der innerhalb
des Sicherheitsabstands eines großen
Tanklagers belegen war, von 713 m2 auf
799 m2 abgelehnt. Das OVG NRW ver-
pflichtete die Gemeinde aber dazu, den
Vorbescheid auf Grundlage von § 34
BauGB zu erteilen.
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DIE FOLGEN

Das OVG NRW verweist darauf, dass
städtebauliche Konzepte für die Vorha-
benzulassung nicht bindend sind. Es
kommt vielmehr auf eine nachvollzie-
hende Abwägung im Einzelfall an. Dabei
unterstellt das Gericht – was allerdings
ungeklärt ist –, dass auch ein nicht-groß-
flächiger Einzelhandelsbetrieb ein öffent-
liches Gebäude im Sinne der Seveso-III-
Richtlinie ist. Die Erweiterung ist dennoch
zulässig, denn es sind nicht mehr als
20 gleichzeitig anwesendeKunden zusätz-
lich zu erwarten. Das entspricht einer Risi-
koerhöhung im unteren Bereich. Bei einer

Erweiterung im Bestand ist außerdem das
schützenswerte Interesse des Eigentü-
mers, sein Grundstück angemessen zu
nutzen, gesteigert. Die Abwägung fällt
damit zugunsten des Vorhabens aus. Die
Öffentlichkeitsbeteiligung, die das Lan-
desrecht für bestimmte Vorhaben im
Sicherheitsabstand von Störfallbetrieben
vorschreibt, kann entfallen. Offen bleibt,
ob es hier den Vorgaben des Europarechts
genügt. Aus der Seveso-III-Richtlinie folgt
jedenfalls, dass eine Öffentlichkeitsbetei-
ligungnur dann geboten ist, wenn sichdas
Risiko wesentlich erhöht.
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WAS IST ZU TUN?

Dass das städtebauliche Entwicklungs-
konzept nicht bindend für die Vorhaben-
zulassung ist, folgt bereits aus dem
Umstand, dass ein solches Konzept sich
generell an die Planungsebene wendet.
Das Urteil zeigt noch einmal, dass es für
die Zulassung von Vorhaben, die sich im
Sicherheitsabstand von Störfallbetrieben
befinden, auf den Einzelfall ankommt –
wennBestand vorhanden ist. Bisher unge-

klärt ist, ob nicht-großflächige Einzelhan-
delsbetriebe öffentliche Gebäude im
Sinne der Seveso-III-Richtlinie sind.
Schließlich eröffnen die Ausführungen
desGerichts, wonach die landesrechtliche
Vorschrift zur Öffentlichkeitsbeteiligung
nur bei einer wesentlicher Risikoerhö-
hung greift, Möglichkeiten, das Genehmi-
gungsverfahren im Einzelfall zu ver-
schlanken. (redigiert von Anja Hall)

Steuerberater
Klaus Bührer
von Dornbach

Quelle: Dornbach

Steuerrecht. Wird bei einem
Grundstückskauf der Preis wegen einer
vertraglichen Anpassungsklausel nach
Ablauf der Zweijahresfrist herabgesetzt,
kann der Grunderwerbsteuerbescheid nicht
mehr geändert werden.

BFH, Urteil vom 22. Juli 2020,
Az. II R 32/18

Die Steuer bleibt, auch wenn
der Kaufpreis nachträglich sinkt
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DER FALL

Auslöser des Rechtsstreits ist ein Kauf von
Gründstücken imWert von 1Mio. Euro im
Jahr 2008. Verkäufer und Käuferin waren
sich bereits bei Vertragsabschluss darüber
einig, dass derKaufpreis noch zivilgericht-
lich überprüft werden sollte, denn die
Erwerberin ging davon aus, dass ein Min-
derungsanspruch nach dem Ausgleichs-
leistungsgesetz (AusglLeistG) besteht.
Weil der Kaufvertrag aber zunächst
rechtswirksam zustande gekommen war,
hat das Finanzamt auf dieser Basis einen
Grunderwerbsteuerbescheid erlassen. Im

Jahr 2015 erging dann ein Landgerichts-
urteil, wonach der Kaufpreis um 130.000
Euro herabgesetzt wurde. Die Käuferin
beantragte daher, dass auch der Grund-
erwerbsteuerbescheid entsprechend ge-
ändert wird – wegen Vorliegens eines
steuerlich rückwirkendenEreignisses.Das
Finanzamt lehnte das allerdings ab. Die
Klage vor dem Finanzgericht auf Ände-
rung des Grunderwerbsteuerbescheids
hatte Erfolg, und das Finanzamt legte
Revision beim BFH ein.
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DIE FOLGEN

Der BFH gibt dem Finanzamt Recht und
lehnt die Änderung des Steuerbescheids
ab. Ob ein Ereignis mit Rückwirkung vor-
liegt, entscheidet sich nach dem jeweili-
gen Steuergesetz. Da das Grunderwerb-
steuergesetz in § 16 Abs. 3 GrEStG bereits
Regelungen für den Fall der nachträgli-
chen Kaufpreisanpassung trifft, haben
diese Regelungen Vorrang vor den allge-
meinen Änderungsvorschriften der Abga-
benordnung. Der BFH begründet dies

damit, dass durch ein rückwirkendes
Ereignis der Zweijahreszeitraum ausgehe-
belt werden würde, der im Grund-
erwerbsteuergesetz vorgesehen ist und in
dem Bescheidänderungen durch nach-
trägliche Kaufpreisanpassungen möglich
sein sollen. Diese Rechtsfolge ist vom
Gesetzgeber aber offensichtlich nicht
gewollt gewesen. Auch für weitere Ände-
rungsmöglichkeiten lagen nach Ansicht
des BFH keine Voraussetzungen vor.
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WAS IST ZU TUN?

Das Urteil ist bemerkenswert, weil bei
einer nachträglichen Kaufpreisanpassung
für ertragsteuerliche Zwecke zwar grund-
sätzlich ein rückwirkendes Ereignis vorlie-
gen kann, das zu einer entsprechenden
Bescheidänderung führt. Die Grund-
erwerbsteuerfestsetzung bliebe hiervon
allerdings unberührt. Für die Praxis
bedeutet das, dass bei Grundstückserwer-
ben bei einer absehbaren potenziellen

Kaufpreisanpassung darauf geachtet wer-
den sollte, den Grunderwerbsteuer-
bescheid über einen Nachprüfungsvor-
behalt oder einen Vorläufigkeitsvermerk
möglichst offen zu halten. Im vorliegen-
den Fall hätte dies letztlich aber auch
nicht zum Erfolg geführt, denn die Fest-
setzungsverjährung war bereits einge-
treten. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwältin
Sabrina Greubel

von Hogan Lovells
Quelle: Hogan Lovells

Mietrecht. Formularklauseln, die einem
Mieter Instandhaltungsarbeiten und
Reparaturen auferlegen, egal ob sie durch
seinen Mietgebrauch verursacht sind oder
nicht, sind unwirksam.

OLG Frankfurt a.M., Urteil vom 6. November 2020,
Az. 2 U 47/20

Instandhaltungspflichten in AGB
müssen klare Grenzen haben
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DER FALL

Laut einem gewerblichen Mietvertrag
über gebrauchte Räume war der Mieter
formularmäßig, d.h. mittels allgemeiner
Geschäftsbedingungen (AGB), dazu ver-
pflichtet, Instandhaltungs- und Instand-
setzungsmaßnahmen innerhalb der Miet-

sache sowie an ausschließlich von ihm
genutzten technischen Einrichtungen, die
nicht durch höhere Gewalt verursacht
wurden, durchzuführen. Über diese Rege-
lung kam es zum Streit zwischen Mieter
und Vermieter.
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DIE FOLGEN

Das OLG hält die formularvertraglichen
Regelungen für unwirksam, weil sie gegen
AGB-Recht verstoßen. Das Gericht be-
gründet das vor allem damit, dass die
Instandhaltungs- und Reparaturpflichten
des Mieters nicht auf Arbeiten beschränkt
sind, die durch den Mietgebrauch veran-
lasst wurden. Im Vertrag wurden die
Pflichten nur auf Maßnahmen innerhalb

der Mietsache bzw. ausschließlich vom
Mieter genutzte Einrichtungen be-
schränkt. Bei der Anmietung gebrauchter
Räume sind daher Schäden nicht ausge-
nommen, die beispielsweise durch Vor-
mieter verursacht wurden. Damit wird der
Mieter unangemessen benachteiligt, was
dazu führt, dass die Regelung unwirksam
ist.
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WAS IST ZU TUN?

Bei Gewerberaummietverträgen ist zu
beachten, dass Instandhaltungs- und
Instandsetzungspflichten formularver-
traglich nur in begrenztem Umfang auf
den Mieter übertragen werden können.
Bei der Gestaltung entsprechender Klau-
selnmüssenauchdieVorgabenderRecht-
sprechung berücksichtigt werden, die sich
von Zeit zu Zeit noch fortentwickeln. Mit
dem vorliegenden Urteil hat das OLG
Frankfurt einmal mehr deutlich gemacht,
wie wichtig eine klare und transparente
vertragliche Regelung ist. Es ließ die
Beschränkung der Instandhaltungs- und
Instandsetzungspflichten des Mieters auf
Maßnahmen innerhalb der Mietsache
und ausschließlich von ihm genutzte Ein-
richtungen für den Fall der Anmietung
gebrauchter Räume nicht ausreichen.

Stattdessen forderten die Richter, dass die
jeweilige vertragliche Regelung eine
Veranlassung der Arbeiten durch den
Mietgebrauch vorsieht bzw. dem Mieter
keine Instandhaltungs- und Reparatur-
pflichten für Beschädigungen auferlegt
werden, die durch Dritte verursacht
wurden. Hier zeigt sich, dass es bei der
Formulierung formularvertraglicher Re-
gelungen auf Details ankommen kann
und bereits kleinere Fehler zur Unwirk-
samkeit dermietvertraglichen Instandhal-
tungs- und Instandsetzungsklauseln füh-
ren können. Sind die Klauseln unwirksam,
greift die gesetzliche Regelung: Der Ver-
mieter bleibt für die Maßnahmen zur
Instandhaltung und Instandsetzung
zuständig. (redigiert von Anja Hall)

ANZEIGE


